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weil es
 für Land und Leute gut ist

Hol Dir  Deine Stimme zurück!

„WEIL DAS
LAND SICH
ÄNDERN WILL“

390223 Stimmberechtigte -
390223 Meinungen die zählen

Vertrauen
 in die Bürgerinnen
und Bürger

Wollen Sie
entscheiden, wie Sie in
Zukunft mitentscheiden
wollen?

Landtag + Volksentscheide
= Demokratie mit Zukunft"

"bevors brennt,
entscheide mit"

DIE ZUKUNFT
GEHÖRT UNS ALLEN

ECHTE
VOLKSENTSCHEIDE
GEGEN  DAS
VERSAGEN DER POLITIK !

WIRKLICHE
DEMOKR ATIE
BR AUCHT
WIRKLICHE
MITBESTIMMUNG

Unterschreiben oder schweigen...

Vogel friss, oder ...
Direkte Demokr atie

mitentscheiden -
was sonst?

Keine P olitik gegen
den Bürgerwillen

unterschreibe ...
für  Dich!
"Deine Stimme"

Unterschreibe für das bessere Gesetz
zur Direkten Demokratie !

Liebe Mitbürgerinnen und
Mitbürger,

w ir haben daran geglaubt, wir haben
es erhofft, wir haben dafür gearbeitet
– jetzt ist es endlich so weit: Die Demo-
kratie in unserem Land setzt zu einem
gewaltigen Sprung nach vorne an und
es sieht wirklich so aus, als ob viele
Menschen die Aufbruchstimmung spü-
ren würden, dabeistehen und dazu Bei-
fall klatschen, die darauf warten, endlich
als mündige Bürgerinnen und Bürger
zu gelten, um mit ihrem Sachverstand
und mit ihrer Meinung in Volksabstim-
mungen ernst genommen zu werden.

Wir treten ein in eine Zeit, in der zu-
nehmend eine gleichberechtigte Mitge-
staltung des Gemeinwesens durch uns
Bürgerinnen und Bürger möglich ist, in
der das Volk direkt mitregieren wird –
so, wie wir von der Initiative es uns seit
12 Jahren wünschen und wie es Men-
schen schon lange erstreben. Die Lan-
desautonomie, die bis jetzt vor allem
eine Autonomie der Landesregierung
ist, wird zu einer Autonomie aller Men-
schen, die in diesem Land leben.

Fünf Volksinitiativen sind schon auf den
Weg geschickt und bezeichnenderweise
werfen gleich zwei davon die entschei-
dende Frage auf : „Wie wollen wir in
Zukunft mitbestimmen?“ Mit Hürden,

die schwerer oder leichter zu übersprin-
gen sind, mit oder ohne Mindestbetei-
ligung an der Abstimmung, mit oder
ohne Zugriff auf Beschlüsse der Landes-
regierung, mit mehr oder weniger freier
Unterschriftensammlung, mit mehr oder
weniger Zeit dafür, mit oder ohne amt-
lich garantierte objektive Information,
mit oder ohne Recht des Landtages
einen eigenen Vorschlag zusammen mit
einem aus dem Volk zur Abstimmung
zu bringen.

Das sind nur einige wenige, aber die
wichtigsten Fragen. Auf sie sollen jetzt
die Bürgerinnen und Bürger endlich
selbst eine Antwort geben können. Sie
sind es, die mitbestimmen wollen, sie
sollen sagen können, wie das möglich
sein soll. Diese Fragen sind so wichtig
für das Funktionieren unserer Demokra-
tie, dass es gut ist, wenn es mehrere
Anläufe und Möglichkeiten gibt, eine
gültige Volksabstimmung zustande zu
bringen. Das ist aufgrund des geltenden
Beteiligungsquorums von 40% alles
eher als selbstverständlich. Und es ist
auch gut, in solch wichtigen Fragen die
Möglichkeit der Auswahl zu haben:
Wollen wir das Beteiligungsquorum von
40% beibehalten, wollen wir eines von
15% oder keines? Wollen wir 8.000,
10.000 oder 13.000 Unterschriften
sammeln müssen? Wollen wir Gesetze

und Beschlüsse der Landesregierung
erst dann abschaffen können, wenn sie
schon in Kraft sind, angewandt und
ausgeführt werden können oder soll
das Volk vorher befragt werden können,
ob eine Entscheidung, die in seinem
Namen getroffen wird, mehrheitlich
angenommen wird und damit in Kraft
treten kann?
Letztlich haben wir jetzt eine Situation,
die vergleichbar ist mit jener 2004 im
Landtag, als gemeinsam mit unserem
Volksbegehrensgesetzentwurf drei wei-
tere Gesetzentwürfe zur Direkten Demo-
kratie zur Behandlung vorlagen. Damals
ging es um eine entscheidende Erwei-
terung der Direkten Demokratie, heute
hingegen geht es um eine notwendige
Verbesserung ihrer Regeln. Kommen
jetzt zwei Vorschläge zum gleichen Ge-
genstand zur Volksabstimmung, dann
ist dies der Diskussion über die Regeln
im Detail nur förderlich. Etwas Ähnliches
im Zusammenhang mit dem Wahlrecht
würde man sich nur wünschen.

Wie es mit dem Alleingang der Union
für Südtirol auch weiter geht: Das Ziel
kann sicher viel eher erreicht werden,
wenn wir jetzt mit einer tiefer gehenden
Meinungsbildung in der Bevölkerung,
vor allem auch bei unseren italienisch-
und ladinischsprachigen

(folgt auf Seite 2)

Allzu menschliches  Macht-
streben, Machtmissbrauch,
ein Landtag der Handaufhe-
ber, Fraktionszwang obwohl
dieser gegen die Verfassung
verstößt, allzu freizügiger
Umgang mit Steuergeldern,
der uns zu unfreiwilligem
Frondienst zwingt, Bevormun-
dung durch selbstherrliche
Gewählte, ein Wahlrecht ohne
die Möglichkeit parteiunab-
hängig Vorzugsstimmen zu
vergeben und die Erfahrung,
dass mehr Volksrechte erzie-
herisch zu mehr Verantwor-
tung und Zufr iedenheit
f ü h r e n ,
b e g r ü n -
den meine
Überzeu-
gung: wir
brauchen
ein besse-
res Gesetz
zur Direk-
ten Demo-
kratie.

Jetzt  nehmen wir
die Demokratie
selbst in die Hand

Otto von Aufschnaiter
VorsitzenderP
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Weitere wichtige Elemente
des besseren Gesetzes zur
Direkten Demokratie
Gleichberechtigung, wenn es dar-
um geht die Menschen zu infor-
mieren
Jede/r Stimmberechtigte hat das Recht, unab-
hängig von der Berichterstattung der Medien,
objektiv über den Inhalt einer Abstimmung
informiert zu werden; nicht anders als Landtags-
abgeordnete, die alle Unterlagen zu einem
Gesetzesvorschlag erhalten. Deshalb sehen wir
vor, dass alle Stimmberechtigten 30 bis 40 Tage
vor dem Abstimmungstag per Post ein amtlich
erstelltes Heft zugeschickt erhalten, in dem
sachlich korrekt die wichtigsten Informationen
über den Gegenstand der Abstimmung selber
und über das Pro und Contra objektiv dar-
gestellt werden. Gleichberechtigung wird allge-
mein auch beim Zugang zu den Medien gewähr-
leistet (par condicio).

Gleichberechtigung beim Einsatz
von Geldern für die Werbung
Wenn öffentliche Gelder verwendet werden, um
im Hinblick auf eine Abstimmung für eine Position
zu werben (z.B. mit Veranstaltungen oder
Werbedrucke), dann müssen solche im gleichen
Ausmaß der Gegenposition zur Verfügung gestellt
werden.

Damit alle wissen, wer mit wieviel
Geld dahintersteht
Es ist nicht zu verhindern, dass auch finanzstarke
Interessen das Instrument der Volksinitiative
nutzen und massiv dafür werben können, wäh-
rend andere Volksinitiativen von nicht viel mehr
als der Überzeugung von der Richtigkeit des
Anliegens getragen werden. Wichtig ist dabei,
dass die StimmbürgerInnen erfahren, wer mit
wieviel Geld hinter einer Initiative steht. Deshalb
sieht das bessere Gesetz vor, dass alle Geldgeber
mit Beträgen über 5.000 Euro im Abstimmungs-
heft aufscheinen müssen.

Jede/r Stimmbürger/in soll einen Monat vor
der Abstimmung per Post ein Abstimmungsheft
erhalten, worin die wichtigsten Informationen
zur Abstimmung und das Pro und Contra sach-
lich erläutert werden.

Die Mängel des gelten-
den Landesgesetzes zur

Direkten Demokratie

Was das Bündnis für
das bessere Gesetz
daran ändern will

Es fehlt die Zugriffsmöglichkeit mit dem ein-
führenden Referendum (Volksinitiative) und
dem bestätigenden Referendum zu Entschei-
dungen der Landesregierung von Landesinter-
esse (obwohl die Möglichkeit der Volksabstim-
mung über Verwaltungsakte vom Art. 123 der
Verfassung vorgesehen ist).

Es wird die Möglichkeit der Volksabstimmung
über jene Entscheidungen der Landesregierung
eröffnet, die bestimmte Mindestausgaben mit
sich bringen, große Umweltrelevanz haben
und die Allgemeinheit betreffen. Damit können
BürgerInnen auch über Großprojekte entscheiden.

Die Zahl der zu sammelnden Unterschriften
ist zu hoch. Die Sammelzeiten sind zu kurz.
13.000 Unterschriften sind nahezu das Dop-
pelte der Unterschriftenzahl, die von einem
anderen Landesgesetz (Landesgesetz für das
bestätigende Referendum) bei Regierungsform-
gesetzen vorgesehen ist (7.500).

Die Zahl der Unterschriften wird bei Volks-
initiativen (gesetzeseinführendes  Referendum)
auf 10.000 und bei Referenden (bestätigendes
Referendum) auf 7.500 abgesenkt, was die
derzeitige Einstiegshürde für  das bestätigende
Referendum über das Wahlgesetz und das
Gesetz zur Direkten Demokratie des Landes ist.

Es fehlt das wichtige Instrument des “bestäti-
genden Referendums”, mit dem die Bürger
nach Verabschiedung eines Landesgesetzes
oder eines Beschlusses der Landesregierung
verhindern können, dass dies in Kraft tritt.

Es braucht das sog. bestätigende Referendum.
Damit kann in einer Volksabstimmung ent-
schieden werden, ob ein Gesetz des Landtags
oder ein wichtiger Beschluss der Landesregie-
rung überhaupt in Kraft treten soll.

Das Beteiligungsquorum von 40% der Wahl-
berechtigten ist viel zu hoch!

Aufgrund unterschiedlicher Positionen hat das
Bündnis sich letztlich gemeinsam und demo-
kratisch auf ein "unschädliches" Beteiligungs-
quorum von 15% geeinigt.

Es fehlen Bestimmungen, die eine ausreichende
amtliche und ausgewogene Information aller
Wahlberechtigten gewährleisten können, z.B.
das sog. Abstimmungsheft.

Es können keine Volksabstimmungen über
Entscheidungen der Landesregierung nur in
jenen Teilgebieten des Landes abgehalten
werden, die besonders oder ausschließlich
von den Auswirkungen solcher Vorhaben be-
troffen sind.

Auch wenn Großprojekte nur einen Teil des Landes
betreffen, soll die Bevölkerung darüber abstimmen
können (mindestens 10% der Bevölkerung oder
mind.   10 Gemeinden).

Die Gehälter der Politiker sind derzeit der
direkten Demokratie entzogen, obwohl dies
von der Rechtsordnung her nicht nötig wäre.

Die Bürger/innen sollen selbst über die Ent-
lohnung ihrer politischen Vertreter/innen ent-
scheiden können.

Es wird dem Landtag keine Möglichkeit einge-
räumt, bei einer Volksinitiative einen Alterna-
tivvorschlag zu formulieren und diesen mit zur
Abstimmung zu bringen.

Der Landtag soll einen Alternativvorschlag mit
zur Volksabstimmung bringen können, sodass
die Bevölkerung sich zwischen zwei Gesetzent-
würfen entscheiden kann.

Die Gemeinden können keine Volksabstim-
mungen auf Landesebene erwirken.

Auch Gemeinderatsversammlungen von mind.
10 Gemeinden, die nicht weniger als 10%
der Bevölkerung des Landes vertreten, sollen
ein gesetzeseinführendes Referendum erwirken
können.

Die Möglichkeit der Unterschriftenbeglaubi-
gung ist begrenzt auf Mandatsträger und einen
kleinen Kreis von Beamten, Notaren und
Friedensrichtern.

Jede wahlberechtigte Person soll sich vom
Bürgermeister mit der Möglichkeit beauftragen
lassen können, in der eigenen Gemeinde  die
Unterschriften der Wahlberechtigten zu be-
glaubigen.

Mitbürgerinnen und  Mitbürgern, die bei der Kam-
pagne der Union unbeachtet geblieben sind, für
unsere Volksinitiative mit einer guten Unterschriften-
sammlung das Recht auf Volksabstimmung  erwirken.

Es gibt noch einen gewichtigen Grund dafür. Das
Anliegen der Direkten Demokratie kennt keine Gren-
zen zwischen den Bürgerinnen und Bürgern, kein
Aufteilen in Parteien oder Sprachgruppen. Diese
Rechte stehen allen Bürgerinnen und Bürgern ungeteilt
und jenseits aller Grenzen zu. Die Initiative für mehr
Demokratie hat es von Beginn an, zusammen mit
uneigennützig in der Gesellschaft wirkenden Orga-
nisationen und Personen, in einem solchen Geist
vorangetragen. Auch jetzt stehen nicht weniger als
40 Organisationen hinter diesem Anliegen. Es ist
unser aller ganz besondere Aufgabe, mit einem
hervorragenden Ergebnis bei der Unterschriftensamm-
lung diesen Geist lebendig werden zu lassen.

Stephan Lausch

Wenn Sie jetzt den Antrag auf Volksab-
stimmung über "Das bessere Gesetz zur
Direkten Demokratie" unterschreiben,
dann helfen Sie mit, dass im Jahr 2009
alle wahlberechtigten Bürgerinnen und
Bürger in Südtirol in einer landesweiten
Volksabstimmung entscheiden können,
wie sie in Zukunft politisch direkt mit-

entscheiden wollen.
Wenn an der Volksabstim-
mung mindestens 40% der
Wahlberechtigten teilneh-
men und der Vorschlag zum
besseren Gesetz mehrheit-
lich angenommen wird,
dann hat Südtirol eine der
weltweit fortschrittlichsten

Regelungen der Direkten Demokratie.
Dann  können wir gleichberechtigt mit
unseren politischen Vertretern in allen
uns wichtigen Fragen auf faire und
transparente Weise in Abstimmungen
politische Entscheidungen treffen, auch
darüber, ob in unserem Namen gefällte
Beschlüsse rechtskräftig werden sollen.

(folgt von Seite 1)

"Das bessere Gesetz" im Detail:

www.dirdemdi.org

Was ist besser am besseren Gesetz?



Zur Zeit ermächtigen sich
weltweit die Bürgerinnen und
Bürger selbst, angesichts der
neoliberalen globalen Ent-
wicklungen, welche nur mehr
Rekordgewinne, maximale
Ausbeutung der Natur und
immer schärferen Standort-
wettbewerb als Ziele und eine
weltweit wachsende Kluft zwi-
schen Arm und Reich zur Folge
haben. Deshalb engagiert sich

die PPP dafür, die Gestaltung der Spielregeln für das
Zusammenleben als wichtigste Aufgabe der direkten
Demokratie dem Volk in die Hand zu geben. Global
denken erfordert verantwortungsvolles lokales Handeln
auch in Südtirol.
Christine Baumgartner,
Plattform Pro Pustertal

Eine starke parteipolitische
Domäne bedarf eines Ge-
gengewichtes aus der Bür-
gerschaft. Mit dem beste-
henden Gesetz zur Direkten
Demokratie ist es auf Grund
der hohen Quotenregelung
kaum möglich, Änderungen
durchzusetzen. Der Alpen-
verein setzt sich für ein neues,
besseres Gesetz ein, damit
er seinen kultur- und um-

weltpolitischen Zielen verstärkt Nachdruck verleihen
kann.
Luis Vonmetz, Erster Vorsitzender
des Alpenvereins Südtirol

Der VKE unterstützt von
Anfang an die Initiative
für mehr Demokratie in
Südtirol. Unser Verein
hat sich immer als Bür-
gerinitiative verstanden
und hat immer versucht,
die Bedürfnisse der
Kinder und der Familien
im öffentlichen Raum
aufzugreifen, die sonst
von niemanden berücksichtigt wurden. In diesem
Sinne haben wir das direktdemokratische Instrumen-
tarium in unserem Verein ständig und täglich erlebt.
Wir finden es eine notwendige Bereicherung der
repräsentativen Demokratie, um zu versuchen, mit
den heutigen Problemen fertig zu werden. Mehr
Demokratie wagen kann uns nur Gutes bringen!
Anita Bozzetta, VKE

So wie der amerikanische
Präsident Abraham Lincoln die
  Demokratie verstanden hat,
so wünschen auch wir sie:
„Die Demokratie ist eine Re-
gierung durch das Volk und
für das Volk“. Wenn dem so
wäre, bräuchten wir nicht auf
die Straße zu gehen, um uns
gegen schleierhafte Vorhaben
der Politik zu wehren. Eine
ausgewogene Sachpolitik ist

gefragt, bei welcher die Volksvertreter wieder ange-
halten werden, mit dem Volk zu diskutieren, die Vor-
 und Nachteile abzuwägen und den wahren Volks-
willen zu vertreten. Derzeit scheint es, dass die
Volksvertreter dem Volk erklären müssen, was ihm
gut tut und nicht umgekehrt. Mit dem „besseren
Gesetz zur direkten Demokratie“ muss diese Logik
auf den Kopf gestellt werden.

Robert Holzer, AGO-
Landessekretär (Gewerkschaft
der Gebietskörperschaften)

Wenn Bürgerinnen und Bürger über wichtige Fragen
entscheiden, kommen bessere Lösungen zustande.
Ich vertraue auf die Menschen. Wir brauchen eine
neue politische Kultur, eine Beteiligung möglichst

Vieler. Unterschiedliche Interessen
und Konflikte sind konkret anzu-
sprechen, nicht unter den Teppich
zu kehren. So können bestimmte
Lobbys nicht mehr ihre eigene
Suppe kochen. Wenn es ein
besseres Gesetz für Direkte De-
mokratie gibt, kann niemand mehr
sagen: „Wir können eh nichts
machen. Die da oben machen eh
was sie wollen!“
Robert Hochgruber, Initia-
tive für eine lebendigere Kirche

Eine demokratische Entschei-
dungsfindung ist ein langwie-
riger und anstrengender Pro-
zess, der sicher zur besten
Lösung führt, die jedoch nicht
immer den Vorstellungen der
Entscheidungsträger entspricht.
Sind gewählte Volksvertreter
während der Ausübung ihres
Mandats gegen Fehlentschei-
dungen gefeit? Nein! Und
deshalb braucht es ein BES-

SERES GESETZ; das den Bürgern die Möglichkeit
gibt, ihre Meinung verbindlich kund zu tun.
Christine Pichler, Landessekretärin
AGB/CGIL

Könnten Sie sich heute
noch ein vierspuriges
Betonmonster anstelle
der Talferbrücke vor-
stellen? 1990 haben
20.000 BoznerInnen
diese schon fix ge-
nehmigte und finan-
zierte „Autobahn-
brücke“ in die Altstadt in letzter Minute verhindert.
Ein Millionendesaster und zusätzliche Umweltbela-
stungen hätten uns 1998 die 35.000 BürgerInnen
gegen den Flughafenausbau erspart, wenn eine
Volksbefragung möglich gewesen wäre. Heute dürfen
wir uns diese Chance nicht entgehen lassen! Bürge-
rInnen haben mehr Gespür und Verantwortung für
die Zukunft als kurzfristig denkende „Macher“.
Martin Schweiggl, Landschaftsökologe, St.
Jakob/Bozen

"Die Initiative Mobilität Meran"
(IMM) möchte in Meran und
Umgebung eine Volksbefragung
über verschiedene Möglichkeiten
zur Lösung der Verkehrsprobleme
abhalten. Dabei soll dem ge-
planten Straßen-Ausbau mit Kü-
chelberg-Tunnel, die Verbesserung
des öffentlichen Transports durch
Tram-Bahn-Linien gegenüber-
gestellt werden. Mit dem besseren
Gesetz zur direkten Demokratie
könnte diese Befragung offiziell
stattfinden und hätte dadurch

mehr politisches Gewicht. Deshalb unterstützt die
IMM den neuen Gesetzesvorschlag."
Liliane Trentinaglia, Initiative-
Mobilität Meran

Immer wieder beob-
achten wir, dass  gegen
die Umwelt, die Land-
schaft und die ge-
schichtliche Zeugnisse
unseres Landes gesün-
digt wird. Dabei müssen
wir leider feststellen,
dass in diesem Punkt die
zuständigen Politiker und Verwalter allzu häufig dem
Druck  von Einzel interessen nachgeben.
Ich bin daher überzeugt, dass die Bevölkerung selbst
am besten die Werte der Heimat und die Lebensqua-
lität verteidigen kann, wenn man ihr die Möglichkeit
gibt, ihren Willen zum Ausdruck zu bringen. Aus

diesem Grunde begrüße ich die Volksinitiative zur
Einführung eines Gesetzes , das eine wirkliche Mit-
entscheidung der Bürgerinnen und Bürger ermöglicht.

Dr. Peter Ortner, Vorsitzender des Heimat-
pflegeverbandes

Großprojekte (Brennerbasis-
tunnel, Ausbau Pustertaler-
straße, Erweiterung Flughafen,
Frizzi Au...) werden derzeit
ohne Bürgerbeteiligung von
den mächtigen Gewählten
durchgezogen.
Wir wollen aber mitentschei-
den und deshalb brauchen
wir das Bessere Gesetz für
Direkte Demokratie.
Das bisherige Gesetz ist kaum

anwendbar, weil die Hürden eine Anwendung fast
unmöglich machen und deshalb ruft der Dachverband
für Natur- und Umweltschutz alle kritischen BürgerIn-
nen auf, mit ihrer Unterschrift beizutragen, dass wir
in Zukunft mitentscheiden können.
Bei Großprojekten wollen und müssen wir mit ent-
scheiden!

Roman Zanon, Vorsitzender Dachver-
band für Natur- und Umweltschutz

Im Zuge unserer Arbeit in der
Transitinitiative haben wir
immer wieder feststellen
müssen, wie undemokratisch
in Südtirol bei Großprojekten
vorgegangen wird. Wenige
bestimmen, alle zahlen. Nicht
nur mit Steuergeld, auch mit
massiven Einbußen an Le-
bensqualität. Mehr direkte
Demokratie führt zu mehr Dialektik und Diskussion.
Wer was erreichen will oder vom Steuerzahler einen
Kredit möchte, braucht dann vor allem gute Argu-
mente und kann sich nicht mehr hinter zementierten
politischen Machtverhältnissen verstecken. Südtirol
braucht wieder Gemeinsinn und Freude am Gestalten
der Zukunft. Mehr Demokratie eben!

Markus Lobis, Sprecher der Transitinitiative
Südtirol/Sudtirolo

Seit jeher engagiert sich die OEW gegen Ungerech-
tigkeit und soziale Missstände in aller Welt. Jede
Stärkung von basisdemokratischen Strukturen dient
dazu, solchen Missständen vorzubeugen, und verhilft
dem Schwächeren zu seinem Recht auf Mitbestim-
mung.
Daher ist es uns eine Selbstverständlichkeit, jede
diesbezügliche Initiative zu unterstützen, sei sie nun
in Südtirol oder anderswo.

Andreas Penn, Vizevor-
sitzender der OEW Organi-
sation für Eine    solidarische Welt

Zumindest unvollkommen ist das
Werk gewählter Politiker. Mehr
denn je benötigen sie also unsere
Unterstützung und Ergänzung.
Aber erst ein verbessertes Gesetz
zur Direkten Demokratie taugt als
brauchbares Werkzeug für die
vielen fachkundigen Kräfte in
Südtirol und nicht zuletzt für das
informierte, interessierte Volk.
Dessen Legislaturbeginn unter-
stützen wir tatkräftig und mit un-
seren Glückwünschen.

Josef Gruber, Umweltschutzgruppe
Vinschgau

Stimmen aus dem Bündnis
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einfach bei der
Initiative für mehr

Demokratie
Mitglied werden!

Die Volksinitiative für das bessere Gesetz
zur Direkten Demokratie kann ab 20.
März in jeder Gemeinde Südtirols unter-
schrieben werden. Wir haben bis zum 8.
Juni 2007 Zeit, um die nötigen 13.000
beglaubigten Unterschriften zu sammeln,
wollen aber so viel als möglich mehr
sammeln, um das Interesse der Bürge-
rinnen und Bürger in unserem Land an
einer besseren Regelung der Direkten
Demokratie deutlich werden zu lassen.

Sie können direkt im Sekretariat des
Rathauses Ihrer Gemeinde zu den nor-
malen Öffnungszeiten unterschreiben.
In vielen Orten planen wir eigene Unter-
schriftenstände. Dort werden die Unter-
schriften von dazu berechtigten Personen
(z.B. von GemeinderätInnen und Ge-
meindebeamtInnen) beglaubigt. Näheres
dazu aus der Tagespresse und auf unserer
Webseite.

Wenn an Ihrem Heimatort eine Unter-
schriftensammlung ausserhalb des Rat-
hauses, auf dem Dorfplatz, bei Märkten,
Festen oder Veranstaltungen stattfinden
soll, freuen wir uns, wenn Sie sich mit
uns in Verbindung setzen. Wir können

dann gemeinsam einen Unterschriften-
stand organisieren.

Jede Unterschrift ist wichtig. Mehr als
13.000 Unterschriften vorlegen zu kön-
nen, wird großer Anstrengung bedürfen,
aber ein großer Erfolg für die Demokratie
in unserem Land sein. Im Unterschied
zur Situation vor dem Inkrafttreten des
jetzt geltenden und durch unser Volksbe-
gehren von 2003 veranlassten Gesetzes,
wird dieses Mal in einer landesweiten
Volksabstimmung über unseren Vorschlag
entschieden! Überzeugen Sie auch An-
gehörige und Freunde von der Wichtigkeit
unserer Volksinitiative für das bessere
Gesetz zur Direkten Demokratie.

Wenn Sie beim Unterschreiben in Ihrer
Gemeinde auf Probleme stoßen, wenn
Sie zu einzelnen Aspekten Klärung wün-
schen, wenn Sie vor Ort eine Unterschrif-
tensammlung organisieren wollen, rufen
Sie uns an oder mailen Sie uns:

Das Bündnis für
mehr Demokratie

"Wir wollen, dass das Volk in einer
Volksabstimmung selbst entscheidet,

wie es in Zukunft mitentscheiden will!"
ACLI

AGO Autonome Gewerkschaftsorg. der örtl. Körperschaften
ALU Arbeitsgemeinschaft Lebenswertes Unterland

Arche B Verein für umwelt- und menschengerechtes Bauen und Leben
ASGB

Associazione ambiente e salute/Verein Umwelt und Gesundheit
AVS Alpenverein Südtirol
Belgische Stiftung WIT

Bund Alternativer Anbauer
Bund der Genossenschaften/Lega delle Cooperative

CGIL/AGB
Cittadinanza attiva

Comitato per la difesa e il rilancio della Costituzione
Dachverband für Natur- und Umweltschutz

democracy international
Filmclub

Frauenforum/forum delle donne/forum dle ëres
GS Gewerkschaft der Landesbediensteten
Initiativgruppe für eine lebendigere Kirche

Heimatpflegeverband
IMM/Initiative Mobilität Meran
Katholischer Familienverband

Landesbeirat für Chancengleichheit
Lia per natura y usanzes
Mehr Demokratie e.V.

OEW Organisation für Eine Welt
Plattform Pro Pustertal

SGB/CISL
sh/asus HochschülerInnenschaft

Südtiroler Jugendring
Südtiroler Transitinitiative Südtirol/Sudtirolo

Umweltgruppe Bozen
Umweltschutzgruppe Vinschgau

Umweltschutzgruppe Eppan
Umweltschutzgruppe Ulten

Verbraucherzentrale Südtirol/CTCU
VKE

llse Waldthaler Stiftung
WWF Meran

SPENDENAUFRUF
Keine Kampagne ohne Geld...
keine Volksinitiative ohne Kampagne...
und ohne Volksinitiative bleibt die Direkte
Demokratie so wenig brauchbar, wie es ihre
derzeitigen Regeln sind!
Ja, es ist auch eine Frage der finanziellen Möglichkeiten, wie und ob
wir es schaffen, dass genügend Südtirolerinnen und Südtiroler die
Volksinitiative für das bessere Gesetz zur Direkten Demokratie mit ihrer
Unterschrift unterstützen. Damit das geschieht, müssen die Menschen
informiert werden, sie müssen erfahren können, worum es geht und
was sie tun können, um mitzumachen. Denn je mehr Menschen sich
für Direkte Demokratie einsetzen, desto eher wird dieses Ziel erreicht.
So wie jede Unterschrift für die Volksinitiative zählt, so zählt auch jede
Spende, jeder Unterstützungsbeitrag, jeder Mitgliedsbeitrag.

Verlassen Sie sich nicht darauf, dass irgend jemand schon irgend etwas
tun wird: Helfen Sie jetzt ganz persönlich mit Ihrer Spende mit, eine
effiziente Kampagne für die Volksinitiative zu ermöglichen. Wir sind
darauf dringend angewiesen! Der Beitrag ist steuerlich absetzbar, Sie
erhalten auf Nachfrage eine Spendenbescheinigung.

Wir bedanken uns bei all jenen, die uns bis zu diesem wichtigen Schritt
mit kleineren und größeren Spenden unterstützt und begleitet haben.
Ohne Euch wären wir jetzt nicht hier, wo wir stehen: mit der neuen
Volksinitiative, die Bürgerinnen und Bürger entscheiden zu lassen, wie
sie in Zukunft mitentscheiden wollen.

Wenn Sie uns in dieser besonders intensiven Phase die Arbeit
finanziell erleichtern wollen: Sie können 5 Promille Ihrer
Einkommenssteuer für mehr Demokratie  im Lande
investieren. Sie können die Initiative für mehr Demokratie als
begünstigte Organisation angeben, indem Sie im dafür vorge-
sehenen Feld unterschreiben und die Steuernummer der Initiative
(940 588 90214) angeben. Herzlichen Dank!

Was kann ich tun,
wo, wann, wie unterschreiben?

Demokratische Notrufzentrale
Tel. 0471 324987

Mo-Fr 9-12.30 und 15-18 Uhr
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Kontakt & Info

alles über die Volksinitiativen:  www.dirdemdi.org

Ihre Daten werden ohne Ihre
Einwilligung an niemanden
weitergegeben und aus-
schließlich von der Initiative
verwendet. Wie vom Gesetz
Nr. 675 vom 31.12.1996
vorgesehen, können Sie je-
derzeit in Ihre von uns gespei-
cherten Daten Einsicht neh-
men, ihre Änderung oder ihre
Löschung verlangen. Verant-
wortlich für deren vertrauliche
Behandlung ist Stephan
Lausch.


